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Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die Verordnung, die am 7. September 1967 in 
Kraft getreten ist, wurde vom Herrn Präsidenten mit 
Schreiben vom 14. September 1967 dem Wirtschafts- 
ausschuß mit Frist zum 13, Dezember 1967 zur Be- 
handlung zugewiesen. Es handelt sich um eine soge- 
nannte Nachlaufverordnung, bei der der Deutsche 
Bundestag nach § 77 Abs. 7 des Zollgesetzes ein 
Aufhebungsrecht in einer Frist von vier Monaten 
nach Verkündung hat. 

1. Die Bundesregierung hat — wie schon in den 
Vorjahren — bei der Kommission eine Reihe von 
Zollkontingenten für verschiedene Fischarten be- 
antragt. Die Kommission hat der Bundesregierung 
daraufhin folgende Zollkontingente für ihre Ein- 
fuhren aus dritten Ländern und zur Verwendung 
im Zollgebiet gewährt: 

a) für die Zeit vom 16. Juni 1967 bis 14. Februar 
1968; 

82 000 t Heringe und Sprotten, und zwar 
29 000 t zollfrei und 

53 000 t zum Zollsatz von 0,5 Vo des Wertes 
(regelmäßiger Außenzollsatz: 12 Vo). 

Die Bundesregierung hatte die Gewährung 
eines zollfreien Kontingents von 85 000 t be- 
antragt. Die Kommission ging jedoch davon 
aus, daß im Kontingentszeitraum 1966/67 ge- 
genüber den Vorjahren ein gewisser Rück- 
gang der Gesamteinfuhren zu verzeichnen 
war und daß den übrigen Mitgliedstaaten der 


EWG ein genügender Spielraum verbleiben 
muß, um ihre ausfuhrfähigen Mengen in 
Deutschland abzusetzen. 

Außerdem ist für die Gemeinschaft beim 
GATT im Rahmen der Dillon-Runde ein zoll- 
freies Kontingent von 32 000 t konsolidiert 
worden. Da auch die Benelux-Länder die Ge- 
währung von Zollkontingenten beantragt ha- 
ben, wurden der Bundesrepublik von diesem 
im GATT konsolidierten Kontingent nur 
29 000 t zugestanden. Für die restlichen 
53 000 t hat die Kommission einen Zollsatz 
von 0,5 ^/o des Wertes festgesetzt. Sie ließ 
sich dabei von der besonderen Lage der be- 
treffenden Ware und dem Grad der Verwirk- 
lichung der Zollunion leiten. 

b) Für die Zeit vom 1. August 1967 bis 31. De- 
zember 1967: 

5000 t Schellfisch und Rotbarsch zum Zollsatz 
von 4,5 % des Wertes, 

3000 t schwarzen Heilbutt zum Zollsatz von 
3,6% (regelmäßiger Außenzollsatz in beiden 
Fällen: 9 %). 

Die Bundesrepublik hatte demgegenüber ein 
Zollkontingent von 14 000 t beantragt, und 
zwar nicht nur für die genannten Fischarten, 
sondern auch für Kabeljau und Seelachs. Die 
Kommission nimmt indessen an, daß die Bun- 
desrepublik ausreichend mit Kabeljau und 
Seelachs versorgt ist, weil die in der Gemein- 
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Schaft, besonders in Frankreich und Belgien, träges. Die Kommission hat sich in dieser Schluß- 

verfügbaren ausfuhrfähigen Mengen immer akte bereit erklärt, für diese Fischarten unter be- 

größer werden und die Anlandungen in der stimmten Voraussetzungen zollfreie Kontingente 

Gemeinschaft den gesamten deutschen Ein- zu gewähren. Da diese Voraussetzungen nach 

fuhrbedarf in der Zeit vom 1. August 1967 bis Auffassung der Bundesregierung vorliegen, sei 

31. Dezember 1967 mit Sicherheit decken die Kommission verpflichtet, ihre Entscheidungen 

könnten. zu revidieren und das Kontingent für Seefische 

Bei der Festsetzung der Zollsätze ging die rückwirkend von 5000 t auf 11 000 t zu erhöhen 

Kommission davon aus, daß die Verwirk- sowie um die Sorten Kabeljau und Seelachs zu 

lichung der Zollunion demnädist stattfinden ergänzen. Außerdem sei für beide Kontingente 

soll. Obwohl Schellfisch und Rotbarsch in vorgesehene Zollfreiheit zu gewähren. Die 

Deutschland zum normalen Verbrauch be- Kommission hat zu diesem Einspruch bisher noch 

stimmt sind, wurde ein Zollsatz von 4,5 »/o Stellung genommen. 

festgesetzt 30 Vo der durchzuführenden Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfra- 
Angleichung an den gemeinschaftlichen Zoll- 9^^ bedauert, daß die Kommission bei beiden Kon- 
satz von 15 Vo). Beim Zollsatz für schwarzen tingenten den deutschen Anträgen auf Zollfreiheit 
Heilbutt wurde das im GATT konsolidierte entsprochen hat und das Zollkontingent für 

jährliche Zollkontingent von 5200 t für Heil- Schellfisch, Rotbarsch usw. außerdem nicht nur der 
butt und Dornhai zum Zollsatz von 6 Vo be- sondern auch in bezug auf verschiedene 

rücksichtigt. Fischarten erheblich gekürzt wurde. 

Er unterstützt mit Nachdruck die von der Bundes- 
2. Die Bundesregierung hat bei der Kommission ge- regierung der Kommission gegenüber vertretene 
gen diese Entscheidung Einspruch erhoben. Sie Auffassung, bei Zollkontingenten für diese Waren 
stützt sich dabei auf die Schlußakte des Abkom- Null-Zollsätze festzusetzen, 

mens vom 2. März 1960 über die Aufstellung Der Wirtschaftsausschuß empfiehlt dem Plenum, 
eines Teils des Gemeinsamen Zolltarifs betr. die von seinem Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu 
Waren der Liste G im Anhang I des EWG-Ver- machen. 


Bonn, den 9. November 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Serres 

Vorsitzender Berichterstatter 
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